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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SDA Schweizerische Depeschenagentur AG
EFV Eidgenössische Finanzverwaltung

DFJP Département fédéral de justice et police
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
ATS Agence Télégraphique Suisse SA
AFF Administration fédérale des finances
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Unterschiedliche Meinungen vertraten Leo Müller (cvp, LU) und der den Bundesrat
vertretende Bundeskanzler Walter Thurnherr bezüglich der Kosten für
Öffentlichkeitsarbeit und Beratung. Müller verlangte in seinem Postulat die Aufstellung
dieser Kosten pro Departement für die letzten zehn Jahre. Aus seiner früheren Tätigkeit
in der Finanzkommission wisse er, dass diese Kosten zwischen 2006 und 2014 um rund
einen Drittel angewachsen seien. Die Antwort des Bundesrats auf sein Postulat, man
könne diese Zahlen den einzelnen Jahresrechnungen entnehmen, sei nicht korrekt und
er fände es etwas speziell, wenn die Arbeit für eine solche Zusammenstellung den
Parlamentarierinnen und Parlamentariern überlassen werde. Thurnherr hingegen
versicherte, dass die Kosten für Öffentlichkeitsarbeit und externe Beratung in der
Staatsrechnung ausgewiesen seien. Die Kosten für Öffentlichkeitsarbeit inklusive
Präventions- und Informationskampagnen lägen seit 2002 ziemlich stabil bei etwa CHF
80 Mio. Mit externen Beratungen sei die Bundesverwaltung zurückhaltend, weil man
Aufgaben möglichst mit eigenem Personal erfüllen wolle. Trotzdem sei es ab und zu
angebracht, Expertise von aussen anzufordern. Auch die Ausgaben in diesem Bereich
seien aber seit 2010 kaum gewachsen und bewegten sich zwischen CHF 456 Mio und
CHF 485 Mio. Für das Jahr 2016 weise die Staatsrechnung diesbezüglich einen Betrag
von CHF 440 Mio aus. Trotz dieser doch recht detaillierten Darlegungen durch den
Bundeskanzler hiess der Nationalrat das Postulat mit 122 zu 65 Stimmen gut. 1

POSTULAT
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN

Im Oktober 2019 legte die Bundeskanzlei den vom Postulat Müller (cvp, LU) verlangten
Bericht zu den Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit und Beratung vor, den sie
zusammen mit der EFV erstellt hatte. Im Bericht wurden die verschiedenen
Kostenstellen für die beiden Bereiche aufgelistet. Bei der Öffentlichkeitsarbeit fielen
amtseigene Personal- und Sachkosten an, aber auch Dienstleistungen Dritter, wie etwa
der SDA, Übersetzungskosten sowie Unterhalt und Betrieb des Medienzentrums.
Zusätzlich werden Kosten für Präventions- und Informationskampagnen eingerechnet,
aber nicht die Kosten amtlicher Veröffentlichungen oder gesetzlich vorgeschriebener
Publikationen. Der Beratungsaufwand wiederum berechne sich aus Auslagen für
Gutachten, also für den Einkauf «kurzfristig benötigte[n] Wissen[s]», aus Kosten für
Auftragsforschung sowie Entschädigungen und Spesen für Mitglieder
ausserparlamentarischer Kommissionen. 
Der Bericht machte deutlich, dass die Regierung einen verfassungsmässigen
Informationsauftrag habe. Die Öffentlichkeitsarbeit sei also kein Selbstzweck. Die
Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit bewegten sich zwischen 2009 und 2018 um CHF 80
Mio. pro Jahr, mit einem Mindestbetrag von CHF 78.6 Mio. (2017) und einem
Höchstbetrag von CHF 84.3 Mio. (2018). Aufgeteilt nach Departementen zeigte sich,
dass das EDI (2018: CHF 16.8 Mio) und das VBS (2018: CHF 15.2 Mio.) am meisten und das
EJPD (2018: CHF 5.0 Mio) und das EDA (2018: CHF 7.0 Mio.) am wenigsten für
Öffentlichkeitsarbeit ausgaben. Die leichte Zunahme sei vor allem auf eine Zunahme
der Personalkosten (Wachstum der Vollzeitstellen) zurückzuführen, während die
Sachkosten eher gesunken seien.
Beim Beratungsaufwand zeigte sich im Untersuchungszeitraum – entgegen der
Erwartung des Postulanten – ein recht starker Rückgang der Ausgaben. Zahlte der Bund
2009 noch CHF 251.6 Mio. für Beratung und Auftragsforschung, lag dieser Betrag 2018
bei CHF 181.5 Mio. Am meisten, nämlich im Schnitt mehr als die Hälfte der
Gesamtkosten gab das UVEK für externe Beratung aus (2018: CHF 93.4 Mio.), gefolgt vom
EDI (2018: CHF 31.8 Mio.). Am sparsamsten sei auch hier das EDA (2018: CHF 4.4. Mio.).
Der Bericht wies allerdings steigende Kosten für externe Dienstleistungen aus (2009:
CHF 350 Mio; 2018: CHF 450 Mio.). Im Gegensatz zur externen Beratung gehe es hier
nicht um den Einkauf von Wissen, sondern es handle sich um Vor- und Hilfsleistungen.
Der Zuwachs erkläre sich durch Umkontierungen, so der Bericht.
In seinen Schlussfolgerungen sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf. Der Aufwand
für Öffentlichkeitsarbeit sei in den letzten 10 Jahren trotz höheren Anforderungen an
die Information und einer Zunahme an Informationskanälen stabil und der
Beratungsaufwand sei deutlich gesunken. Dies könne durchaus als Zeichen für das
Kostenbewusstsein in der Verwaltung gedeutet werden. 2

BERICHT
DATUM: 23.10.2019
MARC BÜHLMANN
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1) AB NR, 2018, S. 283 f.
2) Bericht BR vom 23.10.19
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